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1. Einleitung
Der Naturschutz als Ökosystemschutz und damit als 
flächendeckender Anspruch an die Landschaft muß 
neue Wege gehen!
Das 1836 beim Drachenfels im Siebengebirge zum 
ersten Mal praktizierte Verfahren, einzelne prägen­
de Landschaftsstrukturen oder Lebensräume und 
Lebensgemeinschaften gefährdeter wildlebender 
Tier- und Pflanzenarten unter Schutz zu stellen, 
reicht heute nicht mehr aus. Die ständig wachsende 
Inanspruchnahme der Landschaft hat diese so stark 
belastet, verarmt und zerrissen, daß die letzten noch 
als natumah anzusprechenden isolierten Land­
schaftsreste vielerorts für Fauna und Flora kaum 
mehr ein wirkungsvolles Refugium bilden können. 
Die Festsetzung von Naturschutzgebieten und Na­
turdenkmalen begleitet im traditionellen Natur­
schutz nur noch diese Verinselung; sie schafft keine 
Abhilfe. Schutzwürdige Biotope sind nur Aus­
schnitte aus dem grundsätzlich insgesamt zu sichern­
den Gefüge aller Lebensräume (vgl. SCHMIDT 
1985).
Dieses Lebensraumgefüge muß zur Stabilisierung 
des Naturhaushaltes möglichst ohne jede Unterbre­
chung aneinanderschließen und ineinandergreifen 
(vgl. ERZ 1981). Hierzu müssen die Lebensräume 
in „Schutzgebietssystemen“ großräumig aufeinan­
der bezogen und in „Biotopverbundsystemen“ 
kleinräumig miteinander verbunden oder sogar ver­
zahnt werden.
Diese gleich hier zu Beginn aufgestellte Forderung 
nach Schutzgebiets- und Biotopverbundsystemen 
läßt sich in zwei Thesen zusammenfassen (vgl. SU- 
KOPP 1983):
1. Die Gesamtheit der Schutzgebiete soll die wild­

wachsenden Pflanzen und wildlebenden Tiere 
repräsentativ erfassen.

2. Die räumlichen Verhältnisse, das heißt Größe 
und Abstand der Schutzgebiete, sollen so be­
messen sein, daß die Erhaltung lebensfähiger 
Populationen auf Dauer gewährleistet werden 
kann. Es muß also ein genetischer Austausch 
möglich sein.

Schutzgebietssysteme müssen auf eine möglichst op­
timale Vernetzung mit Verminderung der Isola­
tionseffekte einerseits und maximale Flächengröße 
andererseits ausgelegt sein.
Das grundsätzlich beste und übergeordnete Instru­
ment zum Aufbau von Biotopverbundsystemen ist 
das Landschaftsschutzgebiet.

2. Rechtliche Grundlagen zur Ausweisung von 
Landschaftschutzgebieten (LSG)

Im Landschaftsgesetz (LG) NW sind Landschafts­
schutzgebiete als wesentliche Möglichkeiten zur Si­
cherung des Naturhaushaltes und zur Entwicklung 
der Landschaft verankert. In § 21 heißt es: 
„Landschaftsschutzgebiete werden festgesetzt, so­
weit dies

a) zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder der 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,

b) wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des 
Landschaftsbildes oder

c) wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Er­
holung erforderlich ist“

Landschaftsschutzgebiete können durch Verord­
nung der Regierungspräsidenten als Höherer Land­
schaftsbehörde festgesetzt werden, aber auch vor al­
lem durch den in NRW für den Freiraum flächen­
deckenden, verbindlichen Landschaftsplan. In § 34 
(2) heißt es zur Wirkung der Schutzausweisung:
„In Landschaftsschutzgebieten sind unter besonde­
rer Beachtung von § 1 Abs. 3 und nach Maßgabe nä­
herer Bestimmungen im Landschaftsplan allé Hand­
lungen verboten, die den Charakter des Gebietes 
verändern können oder dem besonderen Schutz­
zweck zuwiderlaufen“
Die vom Naturschutz weithin bekämpfte sog. Land­
wirtschaftsklausel des § 1 (3): „Der ordnungsgemä­
ßen Land- und Forstwirtschaft kommt für die Erhal­
tung der Kultur- und Erholungslandschaft eine zen­
trale Bedeutung zu; sie dient in der Regel den Zie­
len dieses Gesetzes“, kann sich in diesem Zusam­
menhang auch positiv auswirken; denn aufgrund § 
34 (2) LG NW in Verbindung mit §1 (3), sind Land- 
und Forstwirtschaft verpflichtet, den Charakter des 
Gebietes zu erhalten und den besonderen Schutz­
zweck zu achten, unterwerfen sich also den Bindun­
gen des Landschaftsgesetzes.
Besondere Bedeutung erlangen die Landschafts­
schutzgebiete in Naturparken. Von Anfang an bis 
heute wird in Naturparken außerhalb der im Zu­
sammenhang bebauten Ortslage eine sehr strenge 
Ausweisung von Landschaftsschutzgebieten vorge­
nommen: Die Landschaftsschutzgebiete werden wie 
eine „Halskrause“ um die Gemeinden gelegt, um ei­
ne ordnungsgemäße und ökologisch vertretbare 
Bauleitplanung zu „erzwingen“ Damit wird das 
Ziel der Naturparkplanung gern. § 44 LG erreicht, 
wonach „großräumige Gebiete, die sich durch Viel­
falt, Eigenart und Schönheit von Natur und Land­
schaft auszeichnen und für die Erholung besonders 
eignen“, als Naturpark und damit zugleich als LSG 
ausgewiesen werden können.

Das Prinzip im Naturpark ist also ein flächendek- 
kender Landschaftsschutz, vor allem in den gut 
strukturierten Landschaften wie z. B. im Monschau- 
er Heckenland oder der Münsterländer Parkland­
schaft. Es werden keine Musterverordnungen erlas­
sen, sondern für jedes Landschaftsschutzgebiet ei­
gene Verordnungen bzw. im Rahmen des Land­
schaftsplanes entsprechende Festsetzungen mit spe­
ziellen Geboten und Verboten.

Nach § 23 Landschaftsgesetz NW besteht noch eine 
weitere gute Möglichkeit einer Sicherung schutzwür­
diger Biotope innerhalb oder außerhalb von Land­
schaftsschutzgebieten als „geschützte Landschafts­
bestandteile“ (LB):
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„Als geschützte Landschaftsbestandteile werden 
Teile von Natur und Landschaft festgesetzt, soweit 
ihr besonderer Schutz
a) zur Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes,
b) zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts­

und Landschaftsbildes oder
c) zur Abwehr schädlicher Einwirkungen 
erforderlich ist. Der Schutz kann sich in bestimmten 
Gebieten auf den gesamten Bestand an Bäumen, 
Hecken oder anderen Landschaftsbestandteilen er­
strecken“

In § 47 (2) LG NW heißt es:
„Die gesetzlich geschützten Landschaftsbestandtei­
le dürfen nicht beschädigt oder beseitigt werden. 
Insbesondere ist es verboten, sie zu roden, abzu­
brennen oder mit chemischen Mitteln zu zerstören. 
Pflegemaßnahmen und die bestimmungsgemäße 
Nutzung der Anpflanzungen werden hierdurch 
nicht berührt.“
Einen Überblick über die Möglichkeiten der Land­
schaftsschutz- und Naturschutzgebietsausweisung 
geben Abb. 1 und Tab. 1.

"Entscheidungsbaum " 
zur Schutzausweisung

kleinflächig großflächig
bis ca. 5 ha über 5 ha

mit Einzel- ohne Einzel­
schöpfung Schöpfung

elemente, punkt- waldzelle
oder linienförmig

NWZ

Summe von Land­
schaftselementen und 
Landschaftskorridore

Zusammen­
hängende
Flächen

Abbildung 1

mit Veränderungs­
sperre ohne Kern­
restriktion 
(ohne Puffer)

mit Veränderungs 
sperre und Kern­
restriktion 
(mit Puffer)

NSG

ohne Entwicklung + Entwicklung
+ Neuanlage

„Entscheidungsbauin“ zur Schutzausweisung (Entwurf G. SCHULTE)
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Tabelle 1

Systematik der Schutzausweisungen (Entwurf G. SCHULTE)
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3. Bedeutung der Landschaftsschutzgebiete
Landschaftsschutzgebiete können relativ großräu­
mig sein. Sie umfassen z. T. Einzelhöfe, kleinere 
Siedlungen, Verkehrswege und wirtschaftlich ge­
nutzte Flächen (Land- und Forstwirtschaft). Gegen­
über Naturschutzgebieten handelt es sich um eine 
schwächere Schutzkategorie. Landschaftsschutzge­
biete dienen der Sicherung des wesentlichen Cha­
rakters einer Landschaft sowie deren Funktionen 
und Eigenschaften (Leistungsfähigkeit des Natur­
haushaltes, Artenvielfalt, Eigenart, Schönheit des 
Landschaftsbildes, natürliche Erholungseignung).
Wichtig ist, daß sich der Schutzzweck nicht auf Ein­
zelobjekte, sondern auf den Gesamtcharakter der 
traditionellen Kulturlandschaft als Schutzgegen­
stand bezieht.
Ähnlich wie die Näturschutzgebiete haben die 
Landschaftsschutzgebiete eine große ökologische 
Bedeutung und können bei entsprechender rechtli­
cher Verankerung die Ziele der Naturschutzpolitik 
verwirklichen helfen. Bei gezielter Naturschutzstra­
tegie, Planung und Durchsetzung können die Land­
schaftsschutzgebiete unter anderem folgende Auf­
gaben erfüllen:
— Die letzten Reste naturnaher Lebensräume zu 

erhalten und zu pflegen;
— alle Typen landschaftlicher Ökosysteme mit der 

gesamten Artenvielfalt in ausreichendem Maße 
funktionsfähig zu erhalten;

— großflächige Regenerations- und Ausbreitungs­
zentren bereitzustellen;

— ausgleichend zu wirken auf die übrigen, stärker 
bzw. intensiver kultivierten Lebensräume, in­
dem sie ständig Arten und Populationsanteile an 
biologisch weniger stabilisierte Zonen abgeben.

Ein solcher Ausgleich geschieht vor allem zwischen 
Ökosystemen der Waldränder und der Felder, der 
Hecken und der Äcker, Wiesen und Weiden. Alle 
Saumbiotope sind also von großer Bedeutung, auch 
wenn sie nicht als Landschaftsschutzgebiete ausge­

wiesen sind, als geschützte Landschaftsbestandteile 
aber noch stärker gesichert werden können.
Die Abgrenzung der Landschaftschutzgebiete sollte 
so erfolgen, daß die schutzwürdigen Biotope inte­
griert sind. Der Umfang der Landschaftsschutzge­
biete muß die Fläche der schutzwürdigen Biotope 
dementsprechend erheblich übersteigen. Im Bun­
desgebiet steht etwa 1/4 der Gesamtfläche unter 
Landschaftsschutz; im dicht besiedelten Nordrhein- 
Westfalen nehmen die Landschaftsschutzgebiete u. 
a. wegen der höheren Landschaftsgefährdung bzw. 
dem erhöhten Schutzbedürfnis einen höheren Flä­
chenanteil ein. Zur Sicherung der schutzwürdigen 
Biotope sowie naturnaher, nicht bedrohter und da­
her nicht als schutzwürdige Biotope erfaßter Laub­
wälder, Wiesentäler etc. müßten in NRW landes­
weit grob geschätzt etwa 35 % der Fläche als Land­
schaftsschutzgebiete ausgewiesen werden (vgl. 
SCHMIDT und REMBIERZ 1986).
Entsprechend dem ungleichmäßig verteilten Be­
stand schutzwürdiger Landschaftsstrukturen müßte 
dieser Eck-Wert regional differenziert werden, wo­
bei auch in den stark ausgeräumten Naturräumen 
mindestens 10 % der Fläche — ggf. zur Wiederher­
stellung der natürlichen Leistungsfähigkeit -  unter 
Landschaftsschutz gestellt werden sollten, in natur- 
nah erhaltenen Landschaften (z. B. in Naturparken) 
sollte dagegen angestrebt werden, den gesamten 
Freiraum (also ca. 90 % der Gesamtfläche) als 
Landschaftsschutzgebiete auszuweisen.
Um die rechtswirksame Festsetzung von Natur- und 
Landschaftsschutzgebieten planerisch vorzuberei­
ten, müssen in den Gebietsentwicklungsplänen — 
die in NRW u. a. die Funktion eines Landschafts- 
fahmenplanes erfüllen — entsprechende
— Bereiche für den Schutz von Natur,
— Bereiche für den Schutz der Landschaft und ggf. 

auch
— Bereiche für eine besondere Pflege und Entwick­

lung der Landschaft
dargestellt werden (vgl. SCHMIDT und REM­
BIERZ 1986).
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Das Ausmaß bzw. der Flächenanteil dieser regional­
planerischen Schutzausweisungen müssen dabei an 
den oben dargelegten Werten orientiert sein. I. d. 
R. müssen die Darstellungen des Gebietsentwick­
lungsplanes etwas umfangreicher sein, damit nach­
folgende Schutzfestsetzungen der Landschaftspläne 
in den „Rahmen“ eingepaßt werden können.

4. Strukturelle und funktionale Gegensätze zwi­
schen naturnaher und übernutzter Kulturland­
schaft

Seitdem der Mensch in Natur und Landschaft einge­
griffen hat, finden die Veränderungen in immer ra­
santerem Tempo statt, so daß heute ständig lokal, 
regional und global Arten aktiv ausgerottet werden. 
Nicht immer kommt es zur völligen Ausrottung der 
Art. Aber die Roten Listen zeigen, daß regional 
sehr wohl Arten dezimiert oder völlig beseitigt wer­
den. Die Aussterberate steigert sich ständig!
„Die charakteristischen Eigenarten eines jeden 
Ökosystems lassen sich nur erhalten, wenn der 
Grundstock der systematischen Arten dauerhaft ge­
sichert ist. Dabei zeichnen sich gefährdete und selte­
ne Ökosysteme in der Regel durch hohe Anteile ge­
fährdeter Arten mit sehr speziellen ökologischen 
Ansprüchen aus, während häufig vorkommende, 
anthropogen beeinflußte Ökosysteme in hohem 
Maße von „Allerweltsarten“ aufgebaut werden, die 
oft auch ökologisch weniger spezialisiert sind und 
damit auch einander leichter vertreten können. 
Diese Einbettung der Arten in Lebensgemeinschaf­
ten und die Wechselbeziehungen innerhalb der Le­
bensgemeinschaften werden in Schutzkonzepten

vielfach nicht ausreichend berücksichtigt. Es wäre 
ein Fehler, den Artenschutz nur gefährdeten Arten 
auf der Grundlage der Roten Liste zu gewähren.
Aufgabe des Artenschutzes ist es vielmehr, alle Ar­
ten als Teil des Naturhaushaltes zu sichern. Dies be­
deutet, daß auch jene Arten angemessen geschützt 
werden müssen, deren Bestandsgefährdurig und de­
ren Bedeutung für den Naturhaushalt z. B. wegen 
des Forschungsdefizits auf diesem Gebiet gegenwär­
tig noch unbekannt sind. Gleiches gilt für Arten, bei 
denen von einer Bestandsgefährdung z. Z. noch 
nicht gesprochen Werden kann, die aber typisch für 
die betreffende Landschaft und den entsprechenden 
Naturraum sind oder für den Naturhaushalt vielfach 
von größerer Bedeutung als die Raritäten sind“ 
(vgl. DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLE­
GE 1985). Dieser generelle Schutz charakteristi­
scher Ökosysteme kann in konsequenten Land­
schaftsschutzverordnungen garantiert werden. Ein 
flächendeckender Ökosystemschutz ist erforderlich; 
denn während im Laufe der Evolution aussterbende 
Arten „stellenäquivalent“ im Zuge der Besetzung 
der ökologischen Nischen durch neue Arten ersetzt 
wurden, bleiben heute diese Nischen leer, d. h. die 
Funktionen der vernichteten Arten werden nicht, 
mehr erfüllt, wodurch die gesamten Ökosysteme 
verändert und gestört werden und schließlich zu- 
safnmenbrechen. Zur Dokumentation der^Gefähr- 
dungssituätion und zur Erklärung der grundsätzli­
chen Problematik des flächendeckenden Ökosy­
stemschutzes sind in Tabelle 2 die strukturellen und 
funktionalen Gegensätze zwischen der ehemaligen 
Naturlandschaft bzw. naturnahen Kulturlandschaft

Tabelle 2

Strukturelle und funktionale Gegensätze zwischen ehemaliger Naturlandschaft bzw. natumaher Kulturlandschaft
und heutiger „übernutzter“ Kulturlandschaft

naturnahe Kulturlandschaft

scheinbare „Unordnung“ intakter Ökosysteme

„Multifunktionale, differenzierte“ Ökosysteme

stabile, wenn auch dynamische Ökosysteme

Mosaik-Vielfalt stabiler Naturbiotope mit hohem 
Randlinien-Effekt

übernutzte Kulturlandschaft

gestaltete „Ordnung“ gestörter Ökosysteme

„Monofunktionale, uniforme“ Ökosysteme

labile, künstlich statisch gehaltene Ökosysteme

uniforme Monotnie labiler Kulturbiotope mit 
geringem Randlinien-Effekt

kleinflächig vernetzte Systemstruktur der natur­
nahen Kulturlandschaft („BiotopVerbundsystem“)

strukturelle Heterogenität (Vielfalt) der 
Naturbiotope

Vielfalt systemtypischer Arten in ungestörten 
Ökosytemen

„Ökologisches Wirkungsgefüge“ zahlreicher Arten 
in stabilen Ökosystemen

zahlreiche, eng angepaßte Spezialisten (stenöke 
Arten) als „Stabilisatoren“ meist oligotropher 
bis mesotropher Ökosysteme

begrenzte Konkurrenz stenöker Arten mit 
funktionaler Nischentrennung

hochproduktive, verlustarme Stoffkreisläuf e 
natürlicher Ökosysteme

großflächige „entnetzte“, nivellierte Monotonie mit 
Barriere- u. Isolationswirkung (Verinselung)

strukturelle Homogenität der Kulturbiotope

Verarmung systemtypischer Arten in gestörten 
Ökosystemen (Monotonisierung des Arteninventars)

strukturloses Nebeneinander weniger Arten in 
umlagerten, zusammenbrechenden Ökosystemen

wenige Generalisten, Ubiquisten (euryöke Arten) 
als Indikatoren der Labilität meist eutropher bis 
hypertropher Ökosysteme

expansive Konkurrenz euryöker Arten mit 
Unterdrückung stenöker Arten

künstlich produktiv gehaltene, energetisch und 
stofflich verlustreiche „Zuschußbetriebe“
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und der heutigen „übernutzten“ Wirtschaftsland­
schaft gegenübergestellt. Diese Gegensätze ver­
deutlichen die Ursachen, die zwangsläufig zur Ge­
fährdung und Ausrottung von Arten führen müssen 
und begründen damit die zwingende Notwendigkeit 
des Natur- und Landschaftsschutzes.

5. Gründe für die zunehmende Belastung von Na­
tur und Landschaft durch die Landwirtschaft

Aus den strukturellen und funktionellen Gegensät­
zen zwischen naturnaher und übernutzter Kultur­
landschaft geht hervor, daß die landschaftlichen 
Ökosysteme weitgehend durch die industrialisierte 
Landwirtschaft geschädigt werden. Daher müssen 
auch und gerade in Landschaftsschutzgebieten, (wie 
in Tab. 1 dargestellt) möglichst großräumig zumin­
dest die schutzwürdigen Biotope gesichert werden.

Durch die „Inkulturnahme“ und frühere Formen 
der bäuerlichen Landnutzung war die ehemalige 
Naturlandschaft Mitteleuropas beträchtlich an Ar­
ten, Lebensgemeinschaften und Biotopen bereich­
ert worden. Es entstanden bäuerliche Kulturland­
schaften, wie das Monschauer Heckenland, die 
Knicklandschaft Schleswig-Holsteins, die Kalktrif­
ten der Eifel oder der Schwäbisch-Fränkischen Alb 
und die ehemals bunten Wiesentäler der Mittelge­
birge, die zu überlieferungswürdigen Kulturgütern 
geworden sind. Diese sind ebenso wichtig wie bäu­
erliche Bauwerke und Gerätschaften, alte Dorfbil­
der und die übrigen Bau- und Kunstdenkmäler aus 
alten Zeiten. Daher müssen auch diese traditionel­
len bäuerlichen Kulturlandschaften erhalten wer­
den, denn sie können — wenn einmal zerstört — im 
Gegensatz zu den Baudenkmälern nicht so leicht — 
wenn überhaupt — wiederhergestellt werden (vgl. 
HABER 1985).
Bis vor etwa 100 Jahren trugen Land- und Forstwirt­
schaft zur Bereicherung der Vielfalt von Natur und 
Landschaft bei. Spätestens seit 30 Jahren ist dies 
vorbei. Die Rote Liste der gefährdeten Pflanzen 
und Tiere weist nach, daß die Mehrheit der bedroh­
ten und ausgestorbenen Arten direkt oder indirekt 
der Landnutzung durch Land- (und F orstw irt­
schaft anzulasten ist.
Strukturen und Funktionen der in Jahrtausenden 
gewachsenen, durch ökologische Mannigfaltigkeit 
und landschaftliche Schönheit gekennzeichneten 
bäuerlichen Kulturlandschaften wurden auf den 
Kopf gestellt.
Es verschwanden die früheren Wirtschaftsformen 
wie Heiden und Kalktriften. Blumenreiche Wiesen, 
Feuchtwiesen und Kalktriften wurden in überdüng­
te artenarme Wirtschaftswiesen und Weiden umge­
wandelt; großräumige Oberflächenentwässerung 
und Grundwasserabsenkungen haben stattgefun­
den; Laubmischwälder wurden zu Monokulturen 
aus Fichte, Kiefer, Douglasie etc. umgewandelt; 
Extensivweiden und -wiesen der Mittelgebirgstäler 
wurden aufgeforstet; Niederwälder wurden in 
Hochwälder überführt bzw. gerodet und mit Fichten 
aufgeforstet.
Die Folge der modernen Agrarwirtschaft ist daher 
vielfach eine labile, gegen Witterung und Schädlin­
ge anfällige Landschaft anstelle der in sich stabilen 
naturnahen, traditionellen bäuerlichen Kulturland­
schaft. Je ärmer die Landschaft an naturnahen 
Strukturen, umso störanfälliger wird sie und umso

höher wird der sachliche und finanzielle Aufwand 
für eine Stabilisierung der landschaftlichen Ökosy­
steme.
Eine regelrechte Industrialisierung erfaßte die 
Landwirtschaft und damit den größten Teil der Flä­
che des Bundesgebietes. Eutrophierung und Ent­
wässerung — als Veränderung von Standortbedin­
gungen — sowie die Beseitigung von Übergangsbe­
reichen zwischen verschiedenen Pflanzenformatio­
nen (Saumbiotope) -  also Veränderung der Flä­
chennutzung — sind die wichtigsten Ursachen des 
Artenrückgangs (SÜKOPP, TRAUTMANN, 
KORNECK 1978).
Es ist daher notwendig, die ökologischen Belange 
auch im Landbau stärker zu berücksichtigen, was 
künftig einschneidende Maßnahmen der Umwelt- 
und Agrarpolitik erforderlich macht, die auf eine 
Umkehr der umweltbelastenden Agrarwirtschaft 
sowie auf eine Wiederherstellung der Lebensraum­
funktion der Agrarlandschaft gerichtet sein müssen, 
wie dies im Sondergutachten „Umweltprobleme der 
Landwirtschaft“ des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen (1985) gefordert wird. Einen An­
satz dazu stellt das „Programm für eine umweltver­
träglichere und standortgerechtere Landwirtschaft 
in Nordrhein-Westfalen“ (1985) dar.
Dort heißt es: „Die Landesregierung hält ein ver­
stärktes Handeln für unerläßlich in der Erkenntnis,
— daß die Weiterentwicklung von umweltverträgli­

chen und zugleich ökonomisch vertretbaren Pro­
duktionsmethoden eine Zukunftsaufgabe von 
hohem Rang ist und deren Zielkonflikte abge­
baut werden müssen,

— daß die Sicherung des Naturhaushaltes nicht ge­
gen, sondern wirkungsvoll von Land- und Forst­
wirtschaft, Gartenbau und Naturschutz nur ge­
meinsam durchgesetzt werden kann“

Als Hauptgründe der Belastung von Natur und 
Landschaft können u. a. auf geführt werden (vgl. Er­
klärung der Landesanstalten/-ämter für Umwelt- 
schutz/Ökologie 1986):
a) Verlust natumaher Biotope durch unmittelbare 
Eingriffe oder durch Änderung der Bewirtschaf­
tungsform. Beispielhaft seien aufgezählt:
— Ausbau von Gewässern
— Beseitigung von Hecken, Rainen, Waldrändern, 

Obstwiesen, Ackerterrassen, Hohlwegen, Klein­
gewässern und feuchten Senken

— Maisanbau nach Grünlandumbruch
— Erstaufforstungen z. B, auf Magerrasen- und 

Flachmoorstandorten, in Wiesentälern und in 
weiteren wertvollen Biotoptypen.

b) Nutzungsintensivierung auf bisher extensiv be­
wirtschafteten Flächen unter Beibehaltung der bis­
herigen Nutzungsform. Hier sind als Beispiele zu 
nennen:
— Einsatz von Pflanzenbehandlungsmitteln und 

stärkere Düngung, dadurch Vernichtung „bun­
ter Mähwiesen“

— Entwässerungsmaßnahmen 
Nutzungsintensivierungen führten in den vergange­
nen Jahren zu einem starken Rückgang bei halbna- 
türlichen, aus traditionellen landwirtschaftlichen 
Nutzungsformen hervorgerufenen Biotoptypen und 
trugen damit zu einer deutlichen Nivellierung der 
Landschaft bei.
c) Negative Wirkungen auf benachbarte Lebensräu­
me und den gesamten Naturhaushalt durch Emmis-
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sionen von Dünger, Pestiziden und Feststoffen (EL­
LENBERG 1984, RAT VON SACHVERSTÄN­
DIGEN 1985) und durch Veränderungen des Was­
serhaushaltes.
Da mehr als 50 % der Fläche der Bundesrepublik 
landwirtschaftlich genutzt werden, sind nahezu alle 
mitteleuropäischen Ökosystemtypen von dieser 
Entwicklung betroffen.

6. Aufbau von Biotopverbundsystemen
Da zahlreiche Biotoptypen nur noch als Rest-Insel- 
biotope in den lebensfeindlichen, durch den Einsatz 
schwerer Maschinen und Bioziden intensiv genutz­
ten Flächen, sozusagen in der „Brandung der Wirt­
schaftslandschaft“ (HABER 1971) liegen, sind die­
se Inselbiotope und ihre Biozönosen bei zu geringer 
Größe und zu starker Isolierung gefährdet (vgl. 
MADER 1981).
Notwendig ist daher der Aufbau von Biotopver­
bundsystemen mit Hilfe von großräumigen Land­
schaftsschutzgebieten als Basisflächen der Biotop­
verbundsysteme.
Mit einem systematisch aufgebauten Biotopver­
bundsystem werden zahlreiche Ziele verfolgt, u. a .:
— Erhaltung und Entwicklung von Biotopen für al­

le Pflanzen- und Tierarten.
— Sicherung letzter Restflächen großflächig ver­

nichteter Ökosysteme stark im Rückgang befind­
licher Arten.

Die umfassenden Aufgaben des Biotopverbundsy­
stems lassen sich nur erreichen, wenn:
— alle (naturnahen, charakteristischen) Ökosy­

stemtypen vertreten sind (da einmal zerstörte 
Typen oft nicht wiederherzustellen sind);

— funktionsfähige, d. h. intakte Bestände region­
altypischer oder biogeographisch bedeutsamer 
Ökosysteme geschützt sind;

— die gesamte Variationsbreite aller Ökosysteme 
mit ihren geographischen, ökologischen und dy­
namischen Abwandlungen aufgenommen wird 
(vgl. SUKOPP 1972);

— vernetzte Ökosysteme (z. B. Hecken, flußbeglei­
tende Wälder) in möglichst großem Umfang in 
ihrer natürlichen Vernetzung als Wanderwege 
und Refugien funktionieren können;

— besonders für die von Natur aus seltenen und zer­
streut vorkommenden Arten ein entsprechend 
dichtes Netz von Biotopen zur Bestandssiche­
rung vorhanden ist.

Falls der Auftrag des Gesetzes zur Sicherung des 
Naturhaüshaltes und zur Entwicklung der Land­
schaft (Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen) er­
füllt werden soll, muß daher noch eine Vielzahl von 
charakteristischen und gefährdeten Ökosystemen 
gesichert werden.
Aber nicht alle Biotoptypen, erst recht nicht die not­
wendige Zahl von weit verstreuten Einzelbiotopen, 
lassen sich als Naturschutzgebiete ausweisen. Auch 
lassen sich nicht alle Biotoptypen netzartig, z. B. Se­
en durch ein Flußsystem verbinden. Feldgehölze, 
Tümpel, kleine Moore, auf gelassene Tongruben 
oder Steinbrüche z. B. sind nun einmal Inselbioto­
pe. Manche dieser Biotoptypen müssen eine gewisse 
Mindestgröße haben und dürfen nicht zu weit von­
einander entfernt liegen, sonst können die isolier­
ten, naturnähen oder renaturierten Lebensräume 
als Ökosysteme nicht mehr funktionieren. Das Bio­

topverbundsystem muß daher im Rahmen des 
Landschaftsplans alle Möglichkeiten nutzen (flächi­
ge ND, geschützte Landschaftsbestandteile, Land­
schaftsschutzgebiete), um diese Gruppe schutzwür­
diger Biotope zu sichern.
Im Ergebnis basiert die Strategie des Biotopver­
bundsystems auf fünf Grundprinzipien der Pflege 
von Vernetzungsstrukturen oder deren Entwick­
lung:
1. Erweiterung vorhandener Biotope (z. B. über 
Kontaktzonen, Renaturierung von Umgebungsbe­
reichen) auf notwendige Arealgrößen (Minimala­
reale).
2. Aufbau (Entwicklung und Neuschaffung) ähnli­
cher Biotope in unmittelbarer Nähe (Beachtung der 
kritischen Distanz).
3. Förderung der natürlichen Sukzessionen.
4. Schaffung von naturnahen Kleinbiotopen (in gro­
ßer Dichte als Trittsteinbiotope.
5. Schaffung von Pufferzonen (Abschwächung von 
negativen Einflüssen und Minderung der Isolation). 
Die Erhaltung und Sicherung der extensiv oder 
nichtbewirtschafteten Restflächen und Kleinstruk­
turen in der Landschaft und die Schaffung neuer 
Biotope führt so systematisch zu einem Netz unter­
einander verbundener Biotope verschiedener Grö­
ße, Struktur und Ausstattung. Dadurch können wir­
kungsvoller und in deutlich größerem Maße als bis­
her Rückzugsgebiete für jene Tiere und Pflanzen 
geschaffen werden, die auf intensiv bewirtschafte­
ten Flächen keine Lebensmöglichkeit mehr haben.
Unter Biotopverbund ist nicht einfach nur die räum­
liche Vernetzung bestehender Biotoptypen durch 
Hecken, Weg- und Waldsäume, u. a. m. zu verste­
hen, sondern vor allem deren funktionale Ein- und 
Anbindung unter besonderer Berücksichtigung der 
differenzierten, artspezifischen Lebensraumansprü­
che, des unterschiedlichen Ausbreitungsvermögens 
und der unterschiedlichen Ausbreitungsformen von 
Pflanze und Tier, der Konkurrenzkraft der Arten 
sowie der Entwickelbarkeit des Raumes in Abhän­
gigkeit von den Standortverhältnissen. Auch beglei­
tende Hilfs-Maßnahmen gehören hierzu (z. B. Ar- 
tenhilfsprogramme, Ackerrandprogramm usw.).
Naturschutz im Biotopverbund ist das Bemühen, 
ökologische Prinzipien und hinreichend große 
Schutzgebiete in der Landnutzung, Landesplanung 
und Raumordnung durchzusetzen. Es ist allgemein 
bekannt, daß dieses Ziel nicht oder nur unzurei­
chend berücksichtigt wird (vgl. SUKOPP 1978). Na­
turschutz- und Landschaftsschutzgebiete zählen 
vielfach bei den Behörden nicht zur Infrastruktur ei­
nes Raumes, d. h. ihre produktive und raumordne­
rische Funktion wird verneint.
Dies vor allem, da Naturschutz heute nicht mehr nur 
Anspruch auf kleine Flächen mit Raritäten erhebt, 
sondern in einer Zeit der globalen Bedrohung der 
Biosphäre Repräsentanten aller typischen Ökosy­
steme in einem Biotopverbundsystem zu sichern 
sich bemüht. Vor dem Hintergrund der zunehmen­
den und totalen Nutzungsansprüche an die begrenz­
ten Naturgüter und an den bereits stark gestörten 
Naturhaushalt aller Landschaftsräume erhalten die 
Aufgaben vorausschauender, ökologisch orientier­
ter Raumordnung, als Teil staatlicher Daseinsvor- 
sorge zunehmendes Gewicht.
Für die Erörterung einer Integration des Natur­
schutzes in die Landnutzungsplanung ist es also
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wichtig zu erkennen, daß Naturschutz nicht auf die 
wenigen und winzigen Naturschutzgebiete be­
schränkt werden kann, sondern auch in der Kultur­
landschaft einen großräumigen Anspruch geltend 
macht. Er tritt damit zwangsläufig in Konkurrenz zu 
anderen Raum- und Nutzungsansprüchen, evtl, zur 
gesamten Raumordnung und Landesplanung.

Diese Situation muß klar herausgestellt werden, 
weil vielfach die Meinung vertreten wird, daß Na­
turschutz und Landschaftspflege aus agrarischen 
Vorranggebieten zu verbannen und ausschließlich 
auf wenige Naturschutzgebiete zu beschränken sei. 
Diese Meinung ist absurd, wenn man sich klar 
macht, daß die bestehenden Naturschutzgebiete 
keine nutzungsfreien Gebiete sind; abgesehen da­
von, daß nur knapp 1 % der Fläche der Bundesrepu­
blik für Naturschutzgebiete weder den Lebensraum­
ansprüchen unserer Flora und Fauna noch den Re­
präsentationserfordernissen von spezifischen Bio­
toptypen in intakten landschaftsökologischen 
Raumeinheiten gerecht werden kann.

Auch muß klargestellt werden, daß Naturschutz 
nicht primär „konservieren“ bedeutet, sondern im 
Sinne des englischen Begriffes „Preservation“ als 
vorsorglicher Schutz in die Zukunft gerichtet ist. 
Naturschutz bedeutet daher immer Sicherung, Pfle­
ge und Entwicklung der Biotope mit gezielten Hilfs­
maßnahmen für gefährdete Pflanzen- und Tierar­
ten.
Es gibt jedoch kaum ein Naturschutzgebiet, in dem 
nicht irgend welche Nutzungen und Raumbeanspru­
chungen stattfinden, die den Zielen des Naturschut­
zes entgegenstehen. Um so dringender ist die Inte­
gration des Naturschutzes in eine ökologisch orien­
tierte Raumordnung. Aber trotz zahlreicher Geset­
ze sind die Möglichkeiten des Naturschutzes be­
grenzt, solange nicht zugleich der umfassende Öko­
systemschutz als Aufgabe der Raumordnung aner­
kannt wird,
— Die Lenkung der Landnutzung im großräumigen 
Zusammenhang ist die wesentlichste Vorausset­
zung, um auch die Rahmenbedingungen für die Er­
haltung der schutzwürdigen Biotope im Rahmen ei­
nes Biotopverbundsystems zu garantieren.

— Eine Reihe von Arten läßt sich überhaupt nicht in 
Naturschutzgebieten halten, weil ihre Lebensbedin­
gungen an bestimmte Nutzungsformen der land­
schaftlichen Ökosysteme gebunden sind, die sich 
nicht künstlich im Reservat verwirklichen lassen (z. 
B. eine extensive Landbewirtschaftung und vielfälti­
ges, kleinflächiges, abwechslungsreiches Nutzungs­
muster).
Für die gesamte Naturschutzstrategie, vor allem die 
Ausweisung von LSG, gilt: Um allen Pflanzen- und 
Tierarten Überlebenschancen geben zu können, 
müssen nicht nur die seltenen Biotope unter Natur­
schutz gestellt werden, sondern alle Biotoptypen, 
also auch die normalen, charakteristischen oder ty­
pischen Biotope müssen in einem ausreichend dich­
ten Netz gesichert werden. Dann können innerhalb 
der intensiv genutzten Kulturlandschaft zumindest 
inselhafte Refugien und Regenerationszellen erhal­
ten bleiben.
Aber gerade um die Verinselung der Landschaft zu 
verhindern, werden die Biotopverbundsysteme an­
gestrebt, die mit Hilfe der Ausweisung von .Land­

schaftsschutzgebieten weitgehend gesichert werden 
können.
Um der zerstörenden Tendenz der .Landnutzung 
entgegenzuwirken, müssen auf politischem Wege 
die Ziele des Biotop-Verbundsystems durchgesetzt 
werden:
1. Tabüzonen (mit beschränktem Betretungsrecht 
und Verbot der wirtschaftlichen Nutzung, auch der 
Jagd und Fischerei) als Refugium (Restbiotope) ge­
fährdeter Arten.
2. Regenerationszentren und Ausbreitungszentren 
für die Biozönosen aller Biotoptypen in ausreichen­
der Größe, d. h. das jeweils typische Minimal-Areal 
eines Ökosystems überschreitend.
3. Zentren das Naturschutzmanagements, d. h. 
Schutzgebiete für Hilfsprogramme zur Förderung 
der Arten und Lebensgemeinschaften in „Kultur­
biotopen“ z. B. Heiden, Kalktriften sowie in Moo­
ren oder in kleinflächigen Biotopen belasteter und 
gestörter Landschaften.
4. Aufbau oder Erhaltung eines dichten Netzes viel­
fältiger, flächiger Biotope und Saumbiotope.
5. Intensiv genutzte, hochtechnisierte Landschaft 
verdient nicht den Namen Kultur-Landschaft. 
Wenn wir uns einen ausgewogenen Naturhaushalt, 
wie er in mehreren Gesetzen gefordert ist, leisten 
wollen, brauchen wir wieder mehr extensiv genutzte 
Flächen. Ökologische Gestaltung der Kulturland­
schaft bedeutet gezielte Renaturierung, d. h. pla- 
nend-gestaltende Unterstützung der natürlichen 
Entwicklung, Struktur und Funktion der Land­
schaft.

7. Kriterien zur Schutzwürdigkeit
Aus der Vielzahl der Biotope Nordrhein-Westfalens 
werden im Rahmen der Biotopkartierung die 
schutzwürdigen Biotope erfaßt. Aus diesen Biot­
open werden nach strengen Kriterien die Natur­
schutzgebiete ausgewählt. Sowohl für die Kartie­
rung schutzwürdiger Biotope, die Ausweisung von 
Landschaftsschutzgebieten als auch die Ausweisung 
von Naturschutzgebieten dienen in jeweils abgestuf­
ter „Strenge“ die folgenden Kriterien zur Ermitt­
lung der Schutzwürdigkeit (vgl. BAUER 1982):
1. Natürlichkeit

Wenn ein Biotop (Ökosystem) entsprechend der 
natürlichen Möglichkeit das Reifestadium (Kli­
maxgesellschaft) erreicht hat, ist die Natürlich­
keit am größten. Je natürlicher die Biotope in ih­
rer Struktur und Artenkombination sind, um so 
wertvoller sind sie für den Naturschutz. 
Natürlichkeit ist nicht das einzige Kriterium, 
denn neben den natürlicherweise entstandenen 
Biotopen gibt es auch solche, die der land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung (z. B. Heiden, 
Niederwälder) ihre Existenz verdanken. Auch 
solche Biotope traditioneller Kulturlandschaft 
können als Schutzgebiete ausgewiesen werden, 
wenn sie z. B, aufgrund extensiver Beweidung 
als in sich intakte Ökosysteme mit der systemty­
pischen Vielfalt der Pflanzen und Tiere anzu­
sprechen sind.

2. Vollkommenheit
Eng mit der Natürlichkeit hängt die Vollkom­
menheit (Reife, Intaktheit) eines Ökosystems 
zusammen. Zur Vollkommenheit gehört sowohl 
die optimale Vielfalt der Systemstruktur als auch
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die systemtypische Artenkombination. Das 
höchste erreichbare Ziel ist die biotoptypische 
Vollkommenheit. Die Vollkommenheit oder In­
taktheit eines Biotops drückt sich in der biotop­
typischen Funktionstüchtigkeit aus. Daher kön­
nen auch die o. g. Ersatzgesellschaften in der ex­
tensiv genutzten Kulturlandschaft vollkommen 
sein, wenn sie im Laufe der Sukzession und der 
spezifischen Nutzung (z. B. Kalktriften) das bio­
toptypische Artenspektrum aufweisen.

3. Vielfalt (Diversität)
Mit Vielfalt ist sowohl die Anzahl der Pflanzen- 
und Tierarten sowie der Gesellschaften als auch 
die strukturelle Vielfalt des Ökosystems sowie 
die Siedlungsdichte von Tierarten gemeint.
Je vielfältiger die Biotopstruktur ist (z. B. die Be­
standsstruktur eines Waldes) um so größer ist die 
Vielfalt der Lebensformen, vor allem der Tiere. 
Es gehört zu den Grundprinzipien der Ökologie, 
daß die Mehrzahl der Ökosysteme ihre Wider­
standkraft gegenüber Störeinwirkungen auf­
grund ihrer strukturellen und funktionellen sy­
stemtypischen Vielfalt besitzen. Zu beachten ist 
die Tatsache, daß strukturell reichhaltigere und 
damit artenreiche Saumbiotope (z. B. Hecken, 
Waldsäume, Bachufer) wegen des hohen Randli­
nieneffektes „vielfältiger“- als die gleiche Fläche 
innerhalb eines großräumigen Biotops sind. 
Kleinbiotope und Saümbiotope haben daher ei­
ne große eigenständige Bedeutung.

4. Gefährdung
Ein weiteres Kriterium der Schutzwürdigkeit ist 
die Gefährdung entweder durch drohende Ein­
griffe, die es durch Unterschutzstellung zu ver­
hindern gilt, oder Gefährdung aufgrund system­
immanenter Empfindlichkeit. Die Gefährdung 
und damit Schutzbedürftigkeit wird meist durch 
anthropogene Aktivitäten, also konkurrierende 
Nutzungsansprüche hervorgerufen.

5. Seltenheit
Das Kriterium Seltenheit ist schon frühzeitig als 
Schutzgrund angesehen worden. Es wird unter­
schieden in lokale, regionale, überregionale, in­
ternationale und globale Seltenheit.

Seltene Arten sind, wenn sie gleichzeitig auf seltene 
Biotope spezialisiert sind — (was meist der Fall ist), 
durch das Zusammentreffen der Seltenheit von Bio­
top und Art besonders gefährdet. So kommen etwa 
die Pflanzen und Tiere der Moore und Kalktriften 
nur in wenigen Gebieten des Landes in relativ klei­
nen (letzten Resten von) Biotopen vor. Da zahlrei­
che seltene Arten von Natur aus schon sehF emp­
findlich sind und in empfindlichen Biotopen Vor­
kommen, sind z. B. Arten sauberer Gebirgsbäche 
oder nährstoffarmer stehender Gewässer schon 
durch eine geringfügige Veränderung eines maß­
geblichen Ökofaktors (z. B. Nährstoffanreiche- 
rung) der Vernichtung preisgegeben, wodurch evtl, 
auch das gesamte Ökosystem zerstört werden kann.

6. Wiederherstellbarkeit (Grad der Ersetzbarkeit) 
Das Kriterium der Wiederherstellbarkeit bzw. 
des natürlichen „Wiederheranreifens“ nach ei­
ner Störung ist ein wichtiges Kriterium für die 
Ausweisung von Schutzgebieten. Schwer ersetz­
bare Ökosysteme sind „wertvoller“ als einfach 
und kurzfristig wieder herzustellende.

7. Repräsentanz
Dieses Kriterium gilt vor allem für Naturschutz­
gebiete.
Aus der Vielzahl der schutzwürdigen Biotope 
werden als Schutzgebiete diejenigen ausgewählt, 
die in den jeweiligen Naturräumen repräsentativ 
sind. Das angestrebte Biotopverbundsystem 
wird die Repräsentanz aller Biotoptypen in den 
Naturräumen des Landes rechtlich absichern. 
Für die Sicherung des Naturhaushaltes ist nicht 
nur die Erhaltung seltener Ökosysteme von Be­
deutung, sondern die ökologisch wirksame Prä­
senz aller gebietstypischen Ökosysteme.
Nach dem Prinzip der „totalen ökologischen Re­
präsentanz“ HEYDEMANN (1980) müssen alle 
Ökosystemtypen natürlicher, naturnaher, exten­
siv bewirtschafteter und anthropogen gering be­
einflußter Lebensräume gesichert werden. Da 
dieses Ziel in keinem Land der Bundesrepublik 
auch nur annähernd durch Naturschutzgebiete 
jemals erreicht werden kann, müssen in weit 
stärkerem Maße als bisher die Landschafts­
schutzgebiete zusammen mit flächenhaften Na­
turdenkmalen und geschützten Landschaftsbe­
standteilen dieses Naturschutzziel erreichen hel­
fen.

8. Flächengröße
Entscheidend für die Fähigkeit zur Selbstregula­
tion der geschützten Ökosysteme, die Artenviel- 
falt und die Erhaltung der seltenen Arten ist die 
Flächengröße der einzelnen Schutzgebiete. Da 
die Größe zahlreicher Naturschutzgebiete als 
Restbiotope vor allem von Mooren, Heiden und 
Trockenrasen viel zu gering ist, um stabile Öko­
systeme zu erhalten, müssen die sie als Pufferzo­
nen umgebenden Landschaftsschutzgebiete mit 
entsprechenden rechtlichen Sicherungen oder 
privatrechtlichen Vereinbarungen die Stabilisie­
rung der Ökosysteme bewirken helfen (vgl. Tab. 
1). Das Verhältnis zwischen der Größe des 
Schutzgebietes und dem Minimalareal der bio­
toptypischen Arten ist ein wertbestimmendes 
Kriterium. Die Artenzahl, vor allem der seltenen 
Arten ist um so größer, je mehr Strukturelemen­
te und Lebensstätten (Habitate) in den Biotopen 
vorhanden und je größer die Biotope selbst sind. 
Nicht zuletzt ist die Flächengröße von Bedeu­
tung, weil Art und Intensität von Störungen sich 
in kleinen Biotopen besonders verheerend aus­
wirken, um so mehr, je empfindlicher die Bioto­
pe und ihre Arten sind.

8. Instrumente zur Durchsetzung von Biotop Ver­
bundsystemen

Die Instrumente zum Aufbau von Schutzgebiets- 
bzw. Biotopverbundsystemen können aus hoheitli­
chen und aus kooperativen Maßnahmen bestehen. 
Beziehen sich hoheitliche Maßnahmen zum größten 
Teil auf schutzwürdige Biotope im Sinne des Bio­
topkatasters von Nordrhein-Westfalen und zum 
kleineren Teil auf Vernetzungsbiotope auf den übri­
gen Flächen, so zielen die kooperativen Maßnah­
men mehr auf Vernetzungsbiotope und weniger auf 
schutzwürdige Biotope ab.
Ein ganz neuer Ansatz sollte — bezogen auf Schutz­
gebietssysteme — bei der Ausweisung von Land-
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Schaftsschutzgebieten (LSG) zur Diskussion gestellt 
werden: die Kategorie „ökologisches Landschafts­
schutzgebiet“:
D er Zustand einer extensiv bewirtschafteten 
Feuchtwiese kann z. B. dadurch gesichert werden, 
daß Drainungen der Wiese und andere verändernde 
Eingriffe verboten werden. Ein weiteres Beispiel für 
ökologische Landschaftsschutzgebiete könnten 
Verordnungen speziell zur Schaffung von Biotop­
verbundsystemen sein. In diesem Fall würden ande­
re Schutzgebiete (z. B. NSG, ND) in ein LSG einge­
bettet.

Mittelgebirgsprogramm NRW
Das Mittelgebirgsprogramm wird sich nur auf die 
Gemeinden beziehen, die als benachteiligte Bergge­
biete eingestuft sind. Diese Gebiete decken sich zu 
etwa 90 % mit der von der LÖLF vorgeschlagenen 
Abgrenzung entlang der 150 m Höhenlinie. Von 
dem Programm sind damit ein Drittel der Landes- 
fläche betroffen. Vom Mittelgebirgsprogramm er­
faßt sind ca. 90.000 ha Gründland, davon haben ca.
30.000 ha für den Natur- und Landschaftsschutz Be­
deutung und ca. 7.000 ha sind naturschutzwürdig. 
„Für diese Flächen werden je nach Biotoptyp
— Feucht wiesen
— Halbtrockenrasen und Wiesen an Hanglagen 
unterschiedliche, standardisierte Pflegeverträge an- 
geboten. Hinzu kommen Pflege Verträge bezogen 
auf bestimmte Einzelflächen, z. B. Brachen, in de­
nen die Pflege im einzelnen flächenbezogen vertrag­
lich geregelt werden soll.
Der Abschluß dieser Pflegeverträge soll einen dau­
erhaften Grundschutz dieser Flächen miteinschlie- 
ßen. Das kann über Festsetzungen im Landschafts­
plan erfolgen bzw. im Vorfeld über Landschafts­
schutzverordnungen, wenn sie folgende Schutzbe­
stimmungen enthält:
— Verbot des Grünlandumbruchs
— Verbot der Entwässerung
— Erstaufforstungsverbot
— Verbot der Anlage von Weihnachtsbaum- und 

Schmuckreisigkulturen (Baumschulen).
Es soll drei Arten von Pflegeverträgen geben:
— Vertrag für Feuchtwiesen
— Vertrag für Halbtrockenrasen und Hanglagen 

Die Vertragssumme beläuft sich bei diesen Ver­
tragsformen flächenbezogen auf DM 300 je ha 
und Jahr. Ist ein Haupterwerbsbetrieb mit mehr 
als der Hälfte seiner Flächen in der Vertragszo­
ne, erhöht sich der Betrag um DM 150 auf DM 
450.

— Vertrag über Pflegeprogramme auf Einzelflä­
chen
Bei dem Pflegeprogramm auf ausgewählten na­
turschutzwürdigen Einzelflächen gelten eben­
falls entsprechende Verbote. Allerdings werden 
für den Einzelfall spezielle Pflegeprogramme 
festgelegt. Die Vertragssumme wird für jeden 
Einzelfall gesondert berechnet“. (MURL 1986).

Vernetzungsbiotope durch hoheitliche 
Maßnahmen
Zu den Vernetzungsbiotopen werden all jene Flä­
chen gezählt, die nicht in das Kataster der schut­
zwürdigen Biotope Nordrhein-Westfalens (Biotop­
kataster NW) aufgenommen werden. Diese für ei­

nen  um fassenden B iotopschutz bedeutungsvollen  
Flächen rep räsen tie ren  den g rößten  Teil der L an ­
desfläche.
H ierzu  gehören:
-  großflächige L andschaftsräum e m it W äldern , 

D auerg rün land , B rachen  und Seen, etc.
— kleinflächige (Trittsteine) mit Tümpeln, Feldge­

hölzen und Gebüschen, etc.
— linienhafte Landschaftselemente (Säume), z. B. 

Waldränder, Fließgewässer, Ufer, Feldraine, 
Straßen- und Wegränder.

Der Landschaftsplan bietet das geeignete Instru­
ment, um weitere Vernetzungsbiotope dauerhaft 
über Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaß­
nahmen (§ 26 LG NW) zu sichern. Hierunter fallen 
insbesondere
-  die Anlage oder Anpflanzung von Flurgehölzen, 

Hecken, Bienenweidegehölzen, Schutzpflanzun­
gen, Alleen, Baümgruppen und Einzelbäumen,

-  die Herrichtung von Abgrabungsflächen oder 
anderen geschädigten Grundstücken,

— Pflegemaßnahmen zur Erhaltung von Tal- und 
Hangwiesen und zur Instandhaltung von Grün­
landflächen einschließlich der Waldungen in 
Verdichtungsgebieten und die Ausgestaltung 
und Erschließung von Uferbereichen.

Vernetzungsbiotope durch kooperative 
Maßnahmen
Der weitaus größte Teil der Vernetzungsbiotope 
läßt sich nicht mit hoheitlichen Maßnahmen sichern. 
Hier sind kooperative Maßnahmen wie etwa An­
kauf, Pacht, Entschädigung und Vereinbarungen 
(Absprache über Bewirtschaftungs- und Pflegemaß­
nahmen) notwendig. Beispielhaft sind die Kleinge­
wässeraktion, das Ackerrandmodell, das Uferrand­
programm und das Feuchtwiesenprogramm zu nen­
nen. Die kooperativen Maßnahmen bieten sich auch 
für eine Reihe besonders schutzwürdiger Biotope 
an. Ein Beispiel dafür sind die Niederwälder als Le­
bensraum des Haselhuhns in Südwestfalen.
In größerem Stile wurde in NRW das privatrechtli­
che Instrument eingesetzt, z. B. durch den Ankauf. 
Ankauf und Pacht gewinnen wegen der agrarpoliti­
schen Zwänge, denen die Landwirte im vermehrten 
Maße unterworfen sind, zunehmend an Bedeutung. 
Im Rahmen des Feuchtwiesenschutzprogrammes 
für Nordrhein-Westfalen werden zur Zeit neue We­
ge der Kooperation zwischen Naturschutz und 
Landwirtschaft bestritten:
Um ohne allzu große zeitliche Zwänge tragfähige 
Regelungen zwischen Landwirtschaft und Natur­
schutz erarbeiten zu können, wurden den Landwir­
ten, die sich verpflichteten, für zwei Jahre ihre Flä­
chen nicht zu verändern und im Interesse des Arten­
schutzes Erhaltungsmaßnahmen durchzuführen, 
Überbrückungshilfen von DM 500 je Hektar/Jahr 
gezahlt.

Bündelung der Instrumente
Bei der Landschaftsplanung in NRW stecken über­
geordnete Landesentwicklungspläne (LEP) und 
Gebietsentwicklungspläne (GEP) den Rahmen für 
die detaillierte Naturschutzplanung ab. Über den 
Verordnungsweg werden schutzwürdige Biotope 
(NSG, LSG, ND) ausgewiesen, diese oft notgedrun­
gen, als Isolate. Vernetzungsbiotope können mit 
Hilfe der §§47 und 64 LG erhalten werden.
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Es ist zu begrüßen, daß im Rahmen der Fort­
schreibung des Landesentwicklungsplanes III mit 
der aus ökologischer Sicht fortschrittlichen Bezeich­
nung „Umweltschutz durch Sicherung von natürli­
chen Lebensgrundlagen“ erstmals die Freiräume in 
Verdichtungsgebieten und in ländlichen Gebieten 
abgegrenzt sowie Bereiche für den Schutz der Na­
tur, soweit sie größer als 75 ha sind, dargestellt, wer­
den. Außerdem werden Feuchtgebiete von interna­
tionaler Bedeutung dargestellt (Unterer Nieder­
rhein, Krickenbecker Seen, Moore und Heiden des 
Westmünsterlandes, etc.).
Aus ökologischer Sicht ist zu fordern, daß die ökolo­
gisch orientierten Ansprüche schon im Rahmen der 
Landes- und Regionalplanung soweit konkretisiert 
werden, daß sie ein wirksames Gegengewicht zu den 
Natur und Landschaft beanspruchenden bzw. be­
einträchtigenden Nutzungen darstellen (vgl. 
SCHMIDT und REMBIERZ 1986).
Zur Sicherung besonderer Freiraumfunktionen sind 
schon im Landesentwicklungsplan grundsätzlich u. 
a. folgende Landschaftsbereiche von einer Über­
bauung, Zerschneidung und randlichen Beeinträch­
tigung auszunehmen: schutzwürdige Biotope, Moo­
re, Quellmulden und Talauen, Laubwälder und ex­
tensiv bewirtschaftete Grünlandflächen sowie 
Agrarbereiche, in denen noch ein dichtes Netz von 
naturnahen Biotopen und extensiv genutzten Flä­
chen erhalten ist.
Je nach Größe eines Landschaftsplangebietes kann 
es durchaus mehrere Biotopverbundsysteme geben. 
Dabei werden Sicherungsmaßnahmen für schutz­
würdige Biotope, Saumbiotope bzw. linienhafte 
Landschaftselemente und Trittsteinbiotope koordi­
niert. Das heißt, es ist ein inniger Verbund anzustre­
ben von großflächigen Natur und Landschafts­
schutzgebieten, kleinflächigen Naturdenkmalen 
und geschützten Landschaftsbestandteilen mit den 
Säumen, Linienstrukturen und Trittsteinen der Ver­
netzungsbiotope.
Drei Beispiele (vgl. SCHMIDT 1985):
— Verbund von unter Naturschutz stehenden 
Feuchtgebieten, Wasserschutzgebieten und Fische­
reischutzgebieten mit den zuvor genannten Säumen 
und Linienstrukturen („aqüatischer Aspekt“),
— Verbund von unter Naturschutz stehenden Wald­
flächen, Naturwaldzellen und Schutzwäldern wie­
derum mit den zuvor genannten Säumen und Li­
nienstrukturen („waldökologischer Aspekt“),
— Verbund von unter Naturschutz stehenden Kul­
turbiotopen, extensiven Wirtschaftsflächen und 
kleinflächigen Brachen mit dem Bestand an Saum­
biotopen, Linienstrukturen und Trittsteinbiotopen 
der Feldflur („agrarökologischer Aspekt“).

Als Landschaftsschutzgebiete prädestinierte 
Bereiche
Neben den Ergebnissen der Biotopkartierung müs­
sen im Rahmen der ökologisch orientierten Regio­
nalplanung auch die abiotischen Bestandteile des 
Naturhaushaltes, die Flächennutzung und die vom 
Menschen ausgehenden Belastungen erfaßt und in 
ihrer Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz 
berücksichtigt werden. In diesem Sinne sind bei der 
Gebietsentwicklungsplanung vor allem folgende, 
für den Biotop- und Artenschutz generell bedeutsa­

me Landschaftsstrukturen zu erfassen und bei der
räumlichen Ausweisung der Bereiche für den Schutz
der Landschaft zu berücksichtigen:
a) Nährstoffarme (bzw. saubere) sowie naturnah 

verlaufende (nicht ausgebaute) Oberflächenge­
wässer incl. deren Uferbereiche

b) alle vernäßten oder periodisch überfluteten Be­
reiche, insbesondere Moore, Feuchtwiesen, 
Bruch- und Auenwälder,

c) extrem trocken-warme Bereiche wie z. B. südex­
ponierte Kalktriften, Binnendünen, Steil- und 
Felshänge,

d) nährstoffarme (Sand-)Bereiche,
e) alle naturnahen, der potentiell natürlichen Vege­

tation nahekommenden und diese repräsentie­
renden (Laub-)Wälder,

f) die übrigen Wälder und Grünlandflächen,
g) reich bzw. netzartig mit naturnahen Regenera­

tionszellen durchsetzte, intensiv genutzte Berei­
che (in landschaftlich genutzten Bereichen, aber 
auch in Siedlungsbereichen und in forstlichen 
Monokulturen kann ein Teil der bodenständigen 
Arten in „trittsteinartig“ oder netzartig angeord­
neten naturnahen Biotopen erhalten werden. 
Deshalb haben z. B. gut mit Hecken und Feldge­
hölzen durchsetzte landwirtschaftlich genutzte 
Bereiche generell höhere Bedeutung für den 
Biotop- und Artenschutz als ausgeräumte Agrar­
bereiche.).

9. Ausblick: Die ökologische Bilanz
Die Bilanz der Ökologie ist weiterhin negativ. Die 
Zahlen der Roten Liste sind die roten Zahlen der 
Ökologie, langfristig schwerwiegender als die roten 
Zahlen der Ökonomie! Uns geht es daher weniger 
um eine Gestaltung der Landschaft, sondern um die 
Sicherung historisch überlieferter Strukturen der 
Kulturlandschaft, wie sie sich bei den heutigen Be­
wirtschaftungsmethoden nicht mehr herausbilden 
können. Durch die Sicherung dieser „Kulturbioto­
pe“ wird die Wahrscheinlichkeit vermindert, etwas 
zu zerstören, dessen heutige und zukünftige Bedeu­
tung bisher noch nicht ganz erforscht und erfaßt 
werden konnte. „Immerhin handelt es sich bei den 
klassischen Kulturbiotopen (z. B. den Wacholder- 
Kalktriften der Eifel oder der Schwäbischen Alb) 
um Naturdokumente, die — einmal verschwunden 
— einen heute in seiner ganzen Tragweite noch gar 
nicht faßbaren Verlust darstellen. Selbst beste öko­
logische Methoden können diese Verluste nicht 
mehr ungeschehen machen“ (WITSCHEL 1979). 
Es geht nicht darum, in schwärmerischem Fanatis­
mus eine zufällig und willkürlich entstandene, heute 
antiquiert erscheinende Wald-, Feld- und Wiesen­
landschaft zu fixieren oder womöglich Zustände des 
18./19. Jahrhunderts wieder einzuführen. Es geht 
darum, die nach heutigem Erkenntnisstand ökolo­
gisch beste und den Zwängen der Land- und Forst­
wirtschaft nicht unterworfene, sondern mit ihr in 
Einklang zu bringende Kulturlandschaft zu gestal­
ten bzw. soweit noch vorhanden zu sichern und wei­
terzuentwickeln. Weithin ist jedoch die heutige Kul­
turlandschaft ökologisch bereits nicht mehr zü ret­
ten.
Ein wesentlicher Grund zur Verhinderung einer 
entscheidenden Wende zum Positiven ist die weitge­
hende Ablehnung des Eigenrechts auf Existenz der
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Natur. Nur was dem Menschen nutzt, hat einen 
Wert. Daher gibt es z. B. zu erhaltende und zu för­
dernde Nutzpflanzen einerseits und Unkräuter an­
dererseits. Zu einem menschenwürdigen Le en 
aber gehört ein Leben in einem möglichst intakten 
Lebensraum. Eine ökologisch intakte Landschaft ist 
immer auch eine für den Menschen würdige Land­
schaft. Die von Menschen gemachte Umwelt ist je
doch des Menschen vielfach unwürdig.
Die heutige Kulturlandschaft ist wie die Naturland­
schaft ein multifunktionales System, d. h. darf nicht 
einseitig nur der Intensiv-Nutzung in großflächigen 
Monokulturen dienen. Ein sicherlich erst in Jahr­
zehnten — wenn überhaupt — erreichbares Ziel ist 
es, wieder eine naturnähere Kulturlandschaft zu 
schaffen mit einem höheren Aiiteil naturnaher und 
natürlicher Ökosysteme und Strukturelemente, ei­
ne Landschaft, die sowohl die Erfüllung wirtschaftli­
cher Funktionen und Erholungsfunktionen als auch 
die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen 
des Menschen garantiert.
Sollen wir unser Leben und unseren Lebensraum 
ökonomisch oder ökologisch ausrichten? Die ge­
meinsame Sprachwurzel der nur scheinbar gegen­
sätzlichen Begriffe Ökologie und Ökonomie, näm­
lich die Wahrheit vom Haushalten der Natur selbst 
und die Weisheit vom Haushalten des Menschen mit 
den natürlichen Lebensgrundlagen, diese Wahrheit 
und Weisheit könnte uns zur Einsicht bringen; denn 
„Ökologie ist die beste Langzeit-Ökonomie“ (BICK 
1985).
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